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S E D -Maßnahmen gegen Dienstverweigerer

KVP-Desertion mit bisherigen Mitteln nicht mehr einzudämmen
D ie  derzeitige und bisher größte Rekrutierungskampagne 

fü r die sowjetzonale Arm ee is t auf Schwierigkeiten gestoßen, 
d ie zu ernsten Rückwirkungen führen. In  keinem Bezirk ist 
es gelungen, mehr als 70 Prozent der bis zum 30. Juni ge fo r­
derten Belcrutierungszahi zu erreichen. D ie  Flucht Ton 17- bis 
23jährigen Jugendlichen nimmt Ausmaße an, m it denen die 
SED nicht gerechnet hat. E ine Reihe außergewöhnlicher M aß­
nahmen soll A bh ilfe  schaffen:
1. D ie Ausdehnung des gegen 

die Zonenflucht errichteten 
Sperrgürtels um Gesamtberlin 
auf benachbarte Sowjetzonen- 
Kreise. In  diesem „A u ffang­
gebiet“  sollen a lle Jugend­
lichen aufgehalten werden, die 
unter dem Verdacht stehen, 
sich dem Dienst in der K Y P  
durch die Flucht nach W est­
berlin  zu entziehen.

2. D ie Entfaltung eines „psy­
chologischen Feldzuges“ , um 
die Jugendlichen durch ihre 
unmittelbaren Angehörigen, 
Ko llegen  und Freunde m it dem 
Appell an Ehrgeiz und E ite l­
ke it in die K Y P  zu treiben.

D ie  ”  Erweiterung des ,,D in­
ges um Berlin“ ist inzwischen 
bereits eingetreten. Verstärkte 
Volkspolizeikontrollen in  Fern ­
zügen und auf der Landstraße 
halten in  den betroffenen K re i­
sen jeden wehrfähigen Jugend­
lichen an, um Heisegrund u n d ' 
Personalpapiere zu überprüfen.

W eiter wurden in den K re i­
sen des „Auffanggebiets“ zahl­
reiche Funktionen neu besetzt, 
die in irgendeiner Form  in  die 
Volkspolizei - W erbung einge­
schaltet sind. Während im  Be­
zirk  Potsdam aus diesem 
Grunde 14 SED- und FD J- 
Sekretäre ihre Posten m it K o l­
legen aus Sachsen tauschen 
mußten, wurden im  Bezirk 
Frankfurt/Oder vorerst drei 
Sekretäre der „Gesellschaft fü r 
Sport und Technik" abgelöst. 
Es w ird  ihnen vorgeworfen, die 
KV P -W erbung „zu weich”  be­
trieben zu haben.

D er Druck auf d ie Jugend­
lichen w ird  immer stärker. 
Abitur und Lehrabschlußprü­
fung werden von der „F re iw il-  
lxgen-Verpflichtung“  maßgeb­
lich beeinflußt, d ie Jugend­
lichen lange vor ihrer M ilitä r­
re ife  auf d ie Rekrutierung 
schriftlich festgelegt. Is t  die 
Verpflichtung erfo lgt, lassen 
SED und F D J  den „F re iw illi­
gen“ nicht mehr- aus den F in ­
gern.

E r w ird  auf Versammlungen 
vorgestellt, sein B ild  erscheint 
m it irgendeinem patriotischen 
Ausspruch in  der lokalen Zei­
tung und an seinem Arbeits­
platz befestigt man eine T a fe l: 
„Ich w erde den Ehrendienst in 
der K V P  antreten !“

„Patenschaften“ als Köder
H ier setzt die SED einen 

ersten K öder an: D er Betrieb 
w ird  verpflichtet, über „seinen“ 
Rekruten die Patenschaft zu 
übernehmen. E r  sammelt fü r 
das Feldpostpäckehen, schickt 
ihm Bücher und garantiert ihm 
die Rückkehr an den alten 
Arbeitsplatz.

D ie  P rax is : E in halbes Jahr 
lang erhalt der K VP-Soldat 
Schablonenbriefe seiner FD J- 
Betriebsgruppenleitung, ein 
paar IIO -Kekse und die B e­
triebszeitung. Dann schläft 
diese Korrespondenz mangels 
beiderseitigen Interesses laut­
los ein. Und die Rückkehr an 
den alten Arbeitsp latz: Nur
30 Prozent a ller aus der Kaser­
nierten Volkspolizei Entlasse­
nen finden —  laut SED-Test —

Aufnahme im  a ltea  Betrieb. 
D ie  verzwickten Strukturpläne 
der volkseigenen Betriebe las­
sen eins solche Rücksicht 
noch dazu auf drei Jahre L a u f­
zeit —  gar nicht ssu,

Appel! an die Eitelkeit
B leib t der von den W erbern 

angesprochene Jugendliche 
standhaft, setzen die „psycho­
logischen Methoden" ein. Man 
versucht alles, um den Jungen 
als „ fe ig e “  und „unmännlich" 
hinzustellen. Sämtliche FD J- 
Mädehen müssen sich auffallend 
um jene bemühen, d ie unter­
schrieben haben. Funktionäre 
besuchen die Braut, Freundin 
oder die E ltern des sich W e i­
gernden, damit diese Einfluß 
nehmen. Es sind F ä lle  be­
kannt, w o die der F D J  ange­
hörenden Freundinnen solcher 
Jungen auf Versammlungen er­
k lärten: „M ein  Franz geht zur 
Kasernierten Volkspolizei und 
ich w erde helfen, ihn im  B e­
trieb m it zu vertreten !“

Sämtliche SED- und FD J- 
Leitungen wurden angewiesen, 
solchen M itteln  mehr Aufm erk­
samkeit zu schenken. Der 
Druck auf d ie Jugendlichen 
w ird  damit noch gesteigert. 
A llerd ings bei den Jugend­
lieben auch der Entschluß, sich 
keinesfalls dienstverpflichten zu 
lassen.

D ie  nicht leichte Aufgabe der 
Betroffenen w ird  es sein, sich 
rechtzeitig gerade unter ihren 
Freunden und K o llegen  jene 
Unterstützung zu sichern, die 
die „psychologischen“ Pläne der 
W erber zunichte macht, Denn 
alle Jugendlichen müssen sich 
k lar darüber sein: W er heute 
seinen Freund oder Ko llegen  
„in  die K V P  delegiert", hat 
damit g leichzeitig die V er­
pflichtung übernommen, m it 
dem nächsten Schub Rekruten 
diesem Freund zu folgen.
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J, B. Gradl '

Dem Charakter 
treu

Am  16. Juni 1945 fand in  Ber- 
lin-Westend, in  der provisori­
schen Wohnung von Andreas 
Hermes in  der Platanenallee, 
die entscheidende Zusammen­
kunft fü r die Gründung der 
Christlich-Demokratischen Union 
Deutschlands statt. A ls  am
22. Juli im  Theater am Schiff­
bauerdamm die Gründungskund­
gebung stattfand, wurde sie er­
öffnet m it dem mahnenden H u f 
„tro tz  allem  an Deutschland 
nicht zu verzagen“ , sondern das 
Land w ieder zu einem „H ort 
der F reiheit, der Gerechtigkeit, 
des Friedens, der Redlichkeit 
und der Ehre“ zu machen.

Das hört sich heute nicht w ie 
etwas Besonderes- an. Aber da­
mals war sie etwas Besonderes, 
die Sprache des Gründungsauf­
rufes. Sie w ar kein Jargon des 
sofort mißbrauchten „A n tifa ­
schismus“ . Sie w ar eine andere 
Sprache, die den W illen  zum 
Neuen verband m it der T rad i­
tion sauberer deutscher Ge­
schichte und Kultur.

Daß die CDU etwas wesent­
lich anderes w ar als das, was 
sich sonst im  politischen Be­
reich bildete, das empfand auch 
die sowjetische M ilitäradm ini­
stration und reagierte entspre­
chend. Es dauerte mehrere 
Wochen, bis am 11. Juli 1945 
die sowjetische M ilitärbehörde 
durch Registrierung die not­
w endige L izenz gab. Ih re V or­
stellung war, daß die alten P a r ­
teien der W eim arer Republik 
w ieder entstehen sollten, soweit 
sie links oder in  der M itte g e ­
standen hatten, also von der 

. K P D  über SPD und Demokra­
tische Parte i bis zum Zentrum. 
In  dieses Schema paßte die 
Christlich-Demokratische Union 
nicht.

4
Die Verschiedenheit der Be- 

satzungsmethoden und der V er­
hältnisse führte dazu, daß sich 
die Entwicklung und A rbeit der 
Parteien  in  den deutschen Lan- 
desteilen sehr uneinheitlich g e ­
staltete. Schwer w ar sie überall, 
aber das, was in Berlin  und un­
ter unm ittelbarer Führung Ber­
lins in der sowjetischen Besat­
zungszone entstand, hatte es 
besonders schwer. Es vo llzog

sich von der ersten Stunde an 
im  W iderstreit m it dem W illen  
der Sowjets, ihr Besatzungsge­
b iet kommunistisch umzufpr- 
men.

W e r  damals politische A rbeit 
und Verantwortung nur außer­
halb der sowjetischen Besat­
zungsgrenzen wahrzunehmen 
hatte, sogar vfer sich nur um 
die drei Westsektoren Berlins 
zu kümmern hatte, der konnte 
im  Grunde nicht verstehen, was 
an charakterlicher Härte, aber 
auch an taktischer E lastizität 
notwendig w ar und w ievie l 
Mühe und B ittern is in  K au f g e ­
nommen werden mußte. In  
jenen Jahren von 1945 bis 
1947/48, b is zum Bruch m it der

Dann allerdings, als der kom­
munistische W ille  aufs Ganze 
g ing, als das ohnehin kümmer­
liche parlamentarisch-demokra­
tische Lehen durch „Volkskon­
greß“ und „progressive Block­
po litik“  gewaltsam  erdrückt 
werden sollte, da kam die 
Stunde der Entscheidung. Ge­
rade w e il die Führung der 
Christlich-Demokratischen Union 
einen guten Namen hatte, leg ­
ten die Sow jets und die SED so 
sehr W ert darauf, vor der W e lt 
die eigenen bösen Absichten mit 
einer Zustimmung der CDU zu 
tarnen.

Es ist bekannt, daß damals 
die Führung der CDU unter

Vor zehn Jahren . . .
Im  Juni 1945 —  Berlin  w ar noch allein iges sowjetisches 

Besatzungsgebiet —  konstituierten sich v ie r Pa rte ien : d ie Kom ­
munistische Pa rte i bevorzugt als erste. Unmittelbar danach die 
Sozialdemokratische Parte i, etwas später die Liberaldem okra­
tische Parte i und die Christlich-Demokratische Union. Keine 
dieser Gruppen, damals repräsentiert durch je  ein ige Dutzend 
Männer und Frauen, w ird  sich ihren W e g  so vorgestellt haben, 
w ie er sieh heute rückblickend zeigt.

Wenn man von E rfo lgen  sprechen darf, solange sich. E rfo lge 
auf einen T e il Deutschlands beschränken müssen, dann ist von 
diesen vieren nur eine unbestreitbar erfolgreich  gewesen, die 
Christlich-Demokratische Union. Ih r  Nam e und der Name ihres 
Vorsitzenden ̂  Konrad Adenauer, sind vor dem deutschen Volk 
und vor der W e lt zu Inbegriffen  fre ier  deutscher P o litik  
geworden.

D er Aufru f, der am 26. Juni 1945 erging, forderte auf zur 
Gründung der Christlich-Demokratischen Union D e u t s c h ­
l a n d s .  Daß er in  ganz Deutschland zündete, hat zwar viele 
Gründe, Aber nicht der geringste w ar die Tatsache, daß er von 
Berlin  ausging, das auch damit seinen unauslöschlichen Cha­
rakter als H auptstadt,erwies.

so unbegreiflich falschen 
Deutschlandpolitik der damali­
gen sowjetischen 'Besatzungs­
gewalt, kam es darauf an, der 
deutschen Bevölkerung W id er­
standskraft gegen  den kommu­
nistischen W illen  zu geben und 
sie so lange w ie möglich 
n i c h t  allein zu lassen.

D ieser Vorsatz w ar keine 
Überheblichkeit. Es w ar m it 
dem Sitz der Parteizentrale im 
damals noch ungeteilten Berlin 
leichter, auch in  der Zone zu 
w iderstehen und aufzuhaiten. 
V/enn einmal die Archive w ieder 
zugänglich sein werden, dann 
w ird  sich zeigen, daß die 
Christlich-Demokratische Union 
jener Jahre in der sowjetischen 
Besatzungszone das fü r die Be­
hauptung eines deutschen W il­
lens getan hat, was überhaupt 
möglich war.

Jakob K a iser und Ernst Lem - 
mer genau so w ie  zwei Jahre 
zuvor unter Andreas Hermes 
und W alther Schreiber dem Cha­
rakter der Parte i treu blieb. D ie 
Sowjets waren gezwungen, vor 
a ller W e lt  den w enige Wochen 
vorher lega l gewählten Haupt­
vorstand der Parte i abzusetzen.

W as heute in  der sowjetischen 
Besatzungszone im  Namen der 
christlichen Demokraten spricht, 
das hat m it ihnen in W ahrheit 
nichts zu tun. Das sind bloße 
F iguren , gesetzt und geschoben 
vom  kommunistischen W illen. 
W enn einmal der W e g  zur 
Freiheit, zu fre ien  W ahlen ge­
öffnet w ird , dann w ird  die alte 
und echte Christlich-Demokra­
tische Union ihren gebührenden 
P la tz auch von Eisenach bis 
Frankfurt/Oder, von Rostock 
b is Chemnitz w ieder einnehmen.



A n tw ort an Moskau 
in kürzester Zeit

Bonn (E igenm eldung). D ie 
Bundesregierung w ird  der So­
w jetregierung auf d ie Einladung 
des Bundeskanzlers nach Mos­
kau „in  kürzester Zeit“  in  einer 
Note antworten. E in  Begie- 
rungsssprecher teilte m it, die 
Note w erde der sowjetischen 
Regierung auf dem gleichen 
W ege überm ittelt werden, w ie 
die an die Bundesregierung 
übersandte, also über die P a r i­
ser Botschaften der beiden 
Staaten.

Der Bundeskanzler teilte mit, 
er beabsichtige, in  der ersten 
H ä lfte  des Monats September 
Moskau zu besuchen. D er Zeit­
punkt w erde etwa zwischen 
dem Ende der Genfer K on fe­
renz und dem Beginn der dar­
auffolgenden Außenministerkon­
ferenz liegen.

Bollwerk gegen Bolschewisierung
Eindrucksvolle Feierstunde der CDU 

Berlin  (Eigenbericht). Eine politische Veranstaltung von sel­
tener Eindringlichkeit und Feierlichkeit wurde am Sonnabend 
in  W estberlin  durchgeführt: D ie  Exil-CD U  der Sowjetzone und 
die Berliner CDU begingen den zehnten Jahrestag der Grün­
dung der Parte i. D iese zehnjährige Geschichte der CDU, d ie in  
Berlin  unmittelbar nach dem Zusammenbruch ihren Anfang 
nahm, wurde von den Bundesministern Jakob Kaiser und 
B obcrt Tillmanns, dem Gründungsvorsitzenden Andreas H e r­
mes, von dem ehemaligen Regierenden Bürgerm eister W alther 
Schreiber und Ernst Xemmer dargestellt. W eitere  grundlegende 
Ansprachen hielten Außenminister von Brentano und der ehe­
m alige Schleswig - holsteinische M inisterpräsident Theodor 
Steltzer.
D ie Feierstunde wurde eröff­

net durch Bohert Tillmanns, 
der die zahlreichen Namen der 
Parte im itg lieder verlas, die um 
ihrer Gesinnung w illen  in  den 
letzten zehn Jahren ih r Leben 
lassen mußten, und wurde be­
endet m it einem verpflichtenden 
Bekenntnis E m st Lem m ers zu

Zunächst 6000 Soldaten
Verteidigungsminister Blank vor der Fresse

Bonn (E igenm eldung). Bun- 
desminlster Blank, der zum 
erstenmal nach seiner Ernen­
nung vor der Presse in  Bonn 
erschien, erklärte, bis zum 
31. März 195G sollten nur etwa 
6000 Soldaten eingestellt w er­
den. H ierdurch soll zunächst 
folgendes erreicht w erden:

1. D ie  Besetzung der Stellen 
in den internationalen Stäben, 
die nach den Verträgen fü r 
deutsche O ffiziere vorgesehen 
sind.

2. D ie Ausbildung deutscher 
O ffiziere auf M ilitärakademien 
der N A T O  und der TJSA.

3. p ie  Schulung von P ilo ten  
fü r die künftige Lu ftw a ffe  und

4. die Vorbereitung der vier- 
monatigen Eignungslehrgänge, 
die die Berufssoldaten absol­
vieren müssen, bevor sie end­
gü ltig  in den D ienst übernom­
men werden.

„Intemationalisierung"
B erlin  (E igenbericht). Das 

Schlagwort von einer möglichen 
„Internationalisierung Berlins“ 
ist von allen Seiten m it Em ­
pörung zuriiekgewiesen worden.

Bundesaußenminister v. Bren­
tano erklärte in  B erlin : „W ir  
werden niemals ein Gespräch 
über den Status Berlins füh­
ren, ohne diese Stadt konsul­

tie rt zu haben und ohne m it 
ihrem  Einverständnis zu han­
deln.“ D ie  Einbeziehung Berlins 
in  das politische Geschehen des 
Bundes sei eine absolute Selbst­
verständlichkeit. „D ie In ter­
nationalisierung dieser Stadt ist 
eine Frage, die nicht diskutiert 
w ird ."

Anläßlich des Paris-Besuches 
des Berliner Regierenden Bür­
germ eisters hat R obert Sehu- 
man, der gegenw ärtig  die Ge­
schäfte des französischen Außen-' 
m inisters führt, in  Unterhaltun­
gen „unmißverständlich“ zum 
Ausdruck gebracht, daß jede 
A rt  von Internationalisierung 
und Neutralisierung Berlins ab­
gelehnt werde.

Haftbefehl
München (D P A ). Das bayeri­

sche Oberste Landesgericht in 
München hat gegen den ehema­
ligen Rennfahrer Manfred von 
Brauchitseh, der sich in der So­
w jetzone aufhält, und drei an­
dere Funktionäre des von ihm 
geleiteten „Westdeutschen K o ­
mitees fü r Einheit und Freiheit 
im deutschen Sport“ Haftbefehle 
erlassen, w e il sie nicht zur V er­
handlung erschienen waren. 
Ihnen werden Vorbereitung 
eines hochverräterischen Unter­
nehmens, Staatsgefährdung und 
Geheimbündelei vorgeworfen.

den Lebenden im östlichen 
Machtbereich, fü r die das P r in ­
zip  der E in igkeit in Recht und 
F reihe it verw irklicht werden 
müsse.

In  der gesamten Veranstal­
tung war, w ie  Lem m er ab­
schließend feststellte, als le i­
tender Gedanke „das Bekennt­
nis zur Unabdingbarkeit der 
Forderung a ller Deutschen nach 
W iederherstellung ihrer staat­
lichen Einheit spürbar“ .

Andreas Hermes erinnerte 
daran, daß die Gründer der 
CDU sich von vornherein dar­
über klargewesen seien, eine 
Pa rte i zu schaffen, die sich fü r 
den Aufbau des gesamten 
Deutschland verantwortlich 
fühle. D ie ersten CDU-Orts- 
gruppen seien in der Sow jet­
zone entstanden. Schon daraus 
ergebe sich fü r die Parte i die 
Notwendigkeit zur W iederver­
einigung. „D ie  W iederverein i­
gung b le ib t der Kompaß, der 
unserem politischen Handeln 
die R ichtung w eist.“

Jakob Kaiser erklärte rück­
blickend: „Sinn und Zweck die­
ser Jahre war jedenfalls, die 
sich ständig verstärkende Bol- 
schewisierungswelle aufzuhal­
ten. Zu diesem Zweck haben w ir  
nicht nur W iderstand in Berlin 
geleistet, sondern w ir  haben 
alles getan, um den W ider- 
standsgeist in der Zone zu stär­
ken. W as das bedeutet, können 
nur die ermessen, die dort g e ­
w irk t haben.“  Kaiser gab einen 
Rückblick vor allem auf die k r i­
tische Zeit des Jahres 1947, als 
die Sowjets ein W eiterarbeiten 
der legalen CDU-Führung der 
Zone unmöglich machten und 
erk lärte: „W ir  wollen, w ir müs­
sen Wellenbrecher des M arxis­
mus sein.“



Um die deutsche Einheit
Erklärungen der Außenminister

San Franzisko (AP/D PA ). A u f der Gedenksitzung anläßlich 
des zehnjährigen Bestehens der UNO in  San Franzisko haben 
d ie Außenminister der Großmächte in  ihren Beden auch zur 
Beutschlandfrage Stellung genommen. Während der W esten 
dabei d ie Notwendigkeit der W iederverein igung Deutschlands 
unterstrich, erwähnte Außenminister M olo iow  in  seiner Bede 
die W iedervereinigung m it keinem W ort.
M olotow  hatte die Beendigung 

des kalten K rieges als w ichtig­
ste Voraussetzung fü r die Ent­
spannung der internationalen 
La ge  gefordert. E r legte ein 
7-Punkte-Programm vor, in dem 
die F rage  eines europäischen 
Sicherheitssystems und das P ro ­
blem der W iedervereinigung 
nicht angesprochen werden 

Dagegen schlug ' M olotow  in 
Punkt 4 sogar vo r: „Verständi­
gung der v ie r Großmächte über 
den Abzug der Besatzungstrup­
pen aus Deutschland, Schaffung 
begrenzter Polizeistreitkräfte 
in  beiden Teilen  Deutschlands 
unter internationaler Kontro lle .“ 

Später antwortete er auf F ra ­
gen in  einer Pressekon ferenz: 
„D ie Sowjetunion ist der An­
sicht, daß das Regim e, das je tz t 
in Ostdeutschland vorherrscht, 
nicht auf ein vereinigtes 
Deutschland ausgedehnt werden 
sollte. G leichzeitig sollte sich 
auch das je tz t im  westlichen 
T e il Deutschlands bestehende 
R egim e nicht auf ein verein ig­
tes Deutschland erstrecken. D ie 
Frage, welches Regim e ein ver­
ein igtes Deutschland haben 
sollte, muß von dem deutschen 
Volk  selbst durch fre ie  gesamt­
deutsche W ahlen entschieden 
werden.“

Im  Gegensatz zu M olotow  
stellte der französische Außen­
minister P in ay  die Deutschland­
frage  in  den M ittelpunkt seiner 
Bede. P in ay  schlug vor, das 
deutsche Prob lem  im  Bahmen 
eines gesamteuropäischen Si­
cherheitspaktes zu lösen. „D ie 
deutsche Einheit muß unter 
W ahrung des Grundsatzes g le i­
cher Sicherheit fü r alle w ieder- 
hergestellt werden. W ir  müssen 
den falschen Gedanken an ein 
neutrales Deutschland aufgehen, 
das eines Tages zu einem über- 
bewaffneten Deutschland w er­
den könnte“ , sagte er.

Der französische Außenmini­
ster fuhr fort, auch „d ie sinn­
lose Konzeption eines neutrali­
sierten Deutschlands“ müsse 
aufgegeben werden, w eil ein 
großes Volk  nicht endlos einer

Treuhänderschaft unterworfen 
werden könne.

US-Außenminister Dulles er­
k lärte : „D ie  F rage der deut­
schen W iedervereinigung kann 
und muß gelöst werden, wenn 
w ir  den Prinzip ien unserer 
Charta treu bleiben.“  E r stellte 
d ie W iedervereinigung Deutsch­
lands an die Spitze der in ter­
nationalen Problem e und ver­
urteilte zugleich m it der „un­
natürlichen Teilung Deutsch­
lands“  d ie „Verk lavung der ost­
europäischen Völker“ .

Seit zehn Jahren, so fuhr er 
fo rt, sei ein T e il Deutschlands

San Franzisko (D P A ). D ie 
Außenminister der v ier Groß­
mächte haben sich in  ihren 
ersten Besprechungen über die 
Abwicklung der Genfer K on fe­
renz der v ie r  Begierungschefs 
w eitgehend geein igt.

W ie  verlautet, sieht der Plan 
der Westmächte vor, daß die 
v ier Regierungschefs bei der E r­
öffnung der Beratungen je  einen 
getrennten überblick über die 
•W eltlage geben, ohne zu ver­
suchen, eine Tagesordnung fest­
zulegen. D ie Westmächte haben 
ferner vorgeschlagen, daß P rä ­
sident Eisenhower, der im  Ge­
gensatz zu seinen’ Gesprächs­
partnern nicht nur Regierungs­
chef, sondern auch Staatschef 
ist, als erster den Konferenz­
vorsitz übernimmt.

Deutsche Delegation
Bonn (Eigenmeldung). W äh­

rend der Genfer Konferenz w ird 
die Bundesregierung in  Genf 
durch eine Delegation des Aus­
wärtigen  Amtes vertreten sein, 
d ie aber nicht unmittelbar an 
den Verhandlungen teilnimmt.

Bundeskanzler Adenauer hat, 
w ie ein Regierungssprecher m it­
teilte, bei seinen Besprechungen 
iii W ashington und London 
selbst davon abgesehen, um e. * 
direkte Beteiligung an den Ver-

von dem übrigen Lande abge­
trennt. Diese Teilung eines 
großen Volkes bedeute ein 
schweres Unrecht. „S ie ist ein 
übel, das nicht unbegrenzt ver­
längert werden kann, ohne mehr 
übel zur P la ge  der W e lt  zu er­
zeugen.“

D er Außenminister führte 
dann die Hauptprobleme auf, 
die nach seiner Ansicht auf der 
Viermächtekonferenz erörtert 
werden sollten. Diese sind:

1. die W iedervereinigung 
Deutschlands,

2. die Stellung der osteuro­
päischen Satellitenstaaten zu der 
UdSSR.'

3. die „Gewaltanwendung und 
die Drohung der Gewaltanwen­
dung“  von seiten des kommuni­
stischen China in  Korea, Indo­
china und Formosa,

4. die Aktionen des „In ter­
nationalen Kommunismus“ ,

5. die Abrüstung.

handlungen zu bitten. Man hätte 
sonst damit rechnen müssen, 
daß die Sow jetregierung auch 
eine Einladung Pankows ver­
langte.

Es liege aber auch im In ter­
esse der Bundesregierung, alles 
zu vermeiden, was zu einer V er­
zögerung der Konferenz führen 
könnte. Der Sprecher fügte hin­
zu, es sei sichergestellt, daß die 
Bundesregierung bei der Genfer 
Konferenz im Gegensatz ’ zur 
Berliner Konferenz von Anfang 
1954 „nicht 'nur inform iert, son­
dern auch konsultiert“  werde.

Treu zu Berlin
Chikago (D PA ). TJS-Botschaf- 

ter Conant versicherte in einer 
Rede in  Chikago, daß die ame­
rikanischen Streitkräfte in Ber­
lin  bleiben werden, bis es w ie ­
der die Hauptstadt eines in 
Freiheit und Frieden w ieder­
vereinigten Deutschlands ist. 
„A lle  Versuche der sowjetischen 
Stellen oder ihrer deutschen 
Marionetten, den gegenwärtigen 
Status Berlins zu verwässern 
oder die Bevölkerung unter 
Druck zu setzen, werden die 
amerikanische Regierung fest 
auf der Seite der Berliner 
finden. “

Weitgehende Einigung über Genf
Besprechungen über den Konferenz-Verlauf



Moskau ist ein teures Pflaster
Plüsch in Stein gehauen — Stadt ohne Telefonbücher

D ie westlichen Besucher, d ie Moskau m it dem F lugzeug an- 
fliegcn, erkennen bereits aus großer Ferne einen riesigen, 
weißen Wolkenkratzer. W ie  ein gew altiger I.cuehttnrin ragt 
er aus dem Häusermeer. E r  gehört zur neuen Universitäts­
stadt auf den Eeninhergen. Über eine fast 100 M eter breite 
Asphaltstraße befördert das T a x i den Beisenden in  die Fünf- 
Millionen-Stadt. D er prominente Gast steigt im  „Moskwa“ - 
oder im  pompösen „Sow jetskaja-H otei“  ab, wo ein Apparte­
ment pro Nacht die K le in igke it von 100 M ark kostet. Man 
kommt auch in  preiswerteren Hotels unter, aber b illig  sind 
sie alle nicht, denn die Hauptstadt der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken ist ein teures P flaster.

blocks zwischen 45 und 60 Rubel 
liegen. Obwohl jährlich nach 
sowjetischer Darstellung mehr 
als 10 000 Wohnungen gebaut 
werden, geht d ie Zahl der 
Wohnungsuchenden in  die
Hunderttausende.

D er Rote P la tz und der 
Krem l entsprechen den V or­
stellungen, die im W esten über 
Moskau im  Umlauf sind. M os­
kau ist jedoch nicht mehr die 
Stadt der Zwiebeltürme und 
der Holzhäuschen, der Adels­
paläste und des Kremls. M os­
kau Ist eine moderne Stadt, 
wenn auch beileibe keine 
schöne. Man baut im  großen 
Stil Kaufhäuser, Hotels und 
Universitäten, so, w ie man es 
in Diktaturen gewohnt ist.

Dem westlichen Besucher 
freilich fröste lt es vor dieser 
„rüschenverzierten“ kalten
Pracht, diesem Plüsch in Stein 
gehauen. D er Berliner hat 
schon durch die „Stalinallee“ 
des Ostsektors einen entspre­
chenden Vorgeschmack.

Superlative
D ie Superlative übertreffen 

sich in dieser Stadt. Schon hat 
man die größte und höchste 
Universität errichtet und in  der 
Lenin-B ibliothek m it ihren 17,2 
M illionen Bänden die größte 
Bücherei der W e lt gehortet. 
Seit 20 Jahren besitzt man die 
angeblich schönste U-Bahn der 
W elt. Und die Moskauer Stadt­
planer sind m it ihren Zukunfts­
projekten noch längst nicht am 
Ende.

Polizei überwacht Sauberkeit
D er Frem de ist immer w ie­

der erstaunt über die Sauber­
keit Moskaus. K e in  Pap ier­
fetzen lieg t auf der Straße; 
keine Zigarettenkippe, die nicht 
in  kurzer Zeit von weiblichen 
Fegekolonnen beseitigt w ird. 
A n  den Ausfallstraßen halten 
Polizisten jeden schmutzigen 
W agen an, der in  die Stadt 
w ill, und fordern den Fahrer 
auf, sein Fahrzeug zu säubern.

Und m it der sowjetischen P o li­
zei is t nicht zu spaßen. Es 
dürfte auch keinem Russen ein­
fallen, in  die Moskauer Metro, 
das P ro tz- und Prunkstück der 
Hauptstadt, zu spucken. D rei 
Rubel Strafe würde ihn dieses 
Vergnügen kosten.

Stadt ohne Neonlicht
Moskau ist eine Stadt ohne 

Reklame. N irgends sieht man 
W erbeschilder oder Leucht­
reklamen w ie  in westeuropäi­
schen Hauptstädten. W ozu 
auch? D er W arenvertrieb ist 
verstaatlicht und der Bedarf 
an Gebrauchsgegenständen so 
groß, daß der Unternehmer 
Staat keine Absatzsorgen hat. 
E r  bestimmt, was Luxus äst, 
und setzt entsprechend die 
P re ise fest.

E in  Facharbeiter in den 
großen Moskauer Autowerken 
verdient ungefähr 1500 Rubel, 
das entspricht dem Pre is  eines 
Herrenanzugs m ittlerer Quali­
tät. E in Student m it einem 
Staatsstipendium erhält rund 
700 Rubel im  Monat, dafür 
könnte sich eine Studentin drei 
Wäschegarnituren leisten. D ie 
Moskauer Hausfrau zahlt fü r 
zwei P fund Brot drei Rubel, 
fü r einen L ite r  Milch zwei 
Rubel, Rindfleisch ist verhält­
nismäßig ,  b illig , W urst- und 
Fleischwaren sowie F ette sind 
sehr teuer.

Große Sprünge kann die Mos­
kauer Hausfrau also nicht 
machen, es sei denn, daß der 
Ehemann dank seiner Staats­
stellung einem Konsum ange­
schlossen ist, aus dem er ver­
b illig te  W aren beziehen kann. 
N ied rig  sind auch die Mieten, 
die fü r eine Drei-Zim m er-W oh­
nung in den neuen Hochhaus- 

V

Arbeit und Pomp
W ie  ein Schwamm saugt die 

Stadt die Menschen auf, die 
aus den W eiten  Rußlands 
kommen. Und unbarmherzig 
zw ingt Moskau die Menschen 
unter seine Knute. Da g ib t es 
kein Flan ieren auf den Boule­
vards, keine müßigen Cafe­
hausgänger oder junge Damen 
auf Stöckelschuhen.

Moskau ist 'e in e hart arbei­
tende Stadt. D ie Studenten sind 
zw eifellos die fle iß igsten  der 
W elt, die meisten studieren 
auf Staatskosten. Jedes Seme­
ster w ird  m it Prü fungen abge­
schlossen und Vater Staat 
sperrt den Monatswechsel sehr 
schnell —  die Landwirtschaft 
braucht ja  immer Arbeits­
kräfte.

„Nur nicht auffallen“
D er Ausländer fä llt  in Mos­

kau in jedem  F a ll durch seine 
K le idung auf. D ie  Bewohner 
der sowjetischen Plauptstadt 
sind durchweg schlechter g e ­
kleidet. D ie jahrzehntealte D e­
vise „N ur nicht auffa llen“ hat 
auch heute noch ihre Gültig­
keit behalten. D ie Frauen tra­
gen b illigste Konfektion, die 
nach westlichen M odevorstei­
lungen vö llig  veraltet ist. E le­
gante Frauen sieht man nur in 
den Restaurants der teuren 
Hotels, die die einzige Form  
des Nachtlebens repräsentieren, 
denn Bars oder Nachtlokale im 
westlichen Stil g ib t es im  
puritanischen Moskau nicht.

D ie „F re ize it“  ist von Parte i­
dienststellen und anderen Or­
ganisationen so organisiert, daß 
gar keine Zeit übrigbleibt.

W er in  Moskau telefonieren 
w ill und die Nummer nicht 
weiß, w ird  vergeblich in der 
Stadt nach einem Telefonbuch 
fahnden. Es g ib t keins, an­
geblich w eil sich die Adressen 
ständig verändern.



Die FDGB-Parade
Der SED gleichgeschaltei — Streikrecht liquidiert 

In  den Zeitungen der Sowjetzone werden seitenlang die Ent­
schließungen des FDGB-Kongresses veröffentlicht, Außer den 
Funktionären, denen Unwissenheit als Sabotage ansgelegt 
werden könnte, w ird  sicher niemand diese Entschließungen 
lesen; denn was hier steht, sind Sprachregelungen der M os­
kauer Po litik , die in  ew iger W iederkehr in  jedem  T e il der 
Sowjetpresse zu linden sind.
W enn von Aufgaben der Ge­

werkschaften auf dem FDG33- 
Kongreß  die Bede war, so 
mußten sich die Kongreß teil­
nehmer w ie in  einer Schul­
stube Vorkommen, denn es 
regnete geradezu Ermahnun­
gen. Forderungen der A rbeit­
nehmer zur Lohn- und Sozial­
po litik  waren überhaupt nicht 
zu hören.

Daß der FD G B an den
Schutz der A rbeiter nicht mehr 
zu denken wagt, bestätigt
iWarnke m it der heuchlerisch 
erstaunten F rage ; „ Is t  es nicht 
ein alarmierendes Zeichen, 
wenn bei Verhandlungen vor 
den Arbeitsgerichten manche 
W erktätigen  nicht von ihrer 
Gewerkschaft vertreten w er­
den?" Ja, so w eit ist es m it 
dieser Organisation gekommen, 
daß sie nicht einmal mehr 
w agt, ihren M itgliedern einen
form alen Rechtsschutz zur V er­
fügung zu stellen.

Da is t es denn auch nicht zu 
verwundern, daß die Streik­
klausel aus den Satzungen des 
FD G B  endgültig verschwunden 
ist, nachdem in  der X’raxis an 
diesem Grundrecht der A rbeit­
nehmer sowieso schon lange 
nicht jnehr gedacht wurde. 
Außerdem wurden die SED- 
Grundsätze für die M itg lieder 
des FD G B als verbindlich er­
klärt.

D ie kommunistische D iktatur 
w ar von jeher ein Feind der 
Gewerkschaften, deren K r it ik  
üher die mangelhaften E rgeb­
nisse des Systems sie stets zu 
fürchten hatte. Sie hat darum 
stets versucht, die Gewerk­
schaften in Gebilde zu verwan­
deln, die keine Gewerkschaften 
mehr sind.

Das schlechte Gewissen der 
D iktatoren hat dafür gesorgt, 
daß normale Gewerkschafts­
themen auf sogenannten Ge­
werkschaftskongressen über­
haupt nicht mehr behandelt 
werden.

Im  K d F -S til w ird  dafür ein

Ersatz im  Beisebetrieb und in 
den propagandistisch ausge­
richteten Kulturveranstaltungen 
gesucht.

Außerdem wurden die Ge­
werkschaftsfunktionäre zu A u f­
passern und Einpeitschern über 
die Arbeitskollegen im Betrieb 
gestellt. In  den W erkstätten 
der Sowjet-Staaten g ib t es 
längst keine Stelle mehr, an 
die sich ein Arbeiter wenden 
kann, wenn ihm von der Be­
triebsleitung ein Unrecht zu­
gefügt w ird ; denn Arbeitgeber 
und FDGB sind identisch. Sie 
vertreten das Interesse der 
Staatsbürokratie.

Liquidierung des privaten Handels
Nur Einzelhandel noch nicht ganz beseitigt _

gab, waren es Anfang 1954 nur 
noch 90 100. D ie Zahl der priva­
ten Gaststätten nahm von 47 869

D er Sowjetisierungsprozeß, 
von dem der Handel in der Ost­
zone betroffen wurde, hat den 
privaten Außenhandel vö llig  
zum Erliegen gebracht. D er p r i­
vate Großhandel ist praktisch 
bedeutungslos. Led ig lich  die L i ­
quidierung des privaten E inzel­
handels ist noch nicht ganz 
abgeschlossen.

E r führt im  ungleichen W e tt­
bewerb m it den Konsumgenos­
senschaften und der HO ein 
kümmerliches' Schattendasein. 
Sein Betriebsverm ögen ist durch 
hohe Besteuerung, durch harte 
Preisstrafen  und durch eine 
große Zahl von anderen W ill-  
kürmaßnahmen stark dezim iert 
worden. D ie Rentab ilitä t is t in­
fo lge  der geringen  Verdienst- 
Spannen, die bei Agenturverträ­
gen  m it der H O  noch geteilt 
werden müssen, nicht gewähr­
leistet.

Nach einer Statistik ergibt 
sich zum Stichtag 1. Januar 1954 
eine Dezim ierung des Großhan­
dels in der Sow jetzone auf 9442 
Betriebe gegenüber 28 4S4 im 
gleichen Gebiet am 7. M ai 1939. 
Das ist eine Abnahme um 19 027 
Betriebe oder 67 Prozent. W äh­
rend es 1939 noch 153 271 E inzel­
handelsbetriebe und ambulante 
Unternehmen des Einzelhandels

Sowjet-Rot-Kreuz will antworten
Berlin  (Eigenm cldung). Au f 

der Bundestagung des Deut­
schen Boten Kreuzes in Goslar 
te ilte der Präsident Dr. W eitz 
m it, daß das Sowjetische Kote 
K reuz in  Kürze brieflich zu den 
Appellen des D B K  auf Freilas­

sung aller noch in  der Sow jet­
union festgehaltenett Deutschen 
Stellung nehmen werde. D ie  so­
w jetische Botschaft in  Ostberlin 
habe am Sonnabend einen sol­
chen B rie f angekündigt.

auf 33 510 ab. Bei diesen Zahlen 
ist zu berücksichtigen, daß in 
der Zone auch die privaten H an­
delsvertreter der volkseigenen 
Unternehmen als Großhändler 
gezählt werden, woraus sich die 
noch erstaunliche Zahl von 9442 
Großhändlern erklärt.

Der Chefideologe der Zone, 
Oelsner, hat zwar im  M ärz die­
ses Jahres vor der Volkskammer 
als Beispiel fü r den immer noch 
„beachtlichen An te il“  des kapi­
talistischen Sektors erklärt, daß 
in der Zone noch 126 örtliche 
Einkaufsgenossenschaften der 
Edeka beständen. Diese Angabe 
ist v ö llig  irreführend. D ie 
Edeka-Genossenschaften haben 
keine echte Großhandelsfunk­
tion mehr.

D er N iedergang des E inzel­
handels w ird  aus den w ieder­
gegebenen Zahlen deutlich. E r 
fä llt  noch mehr auf, wenn man 
ihn m it der Entw icklung in der 
Bundesrepublik vergleicht. Dort 
stieg  die Zahl der Einzeihan- 
delsgesehäfte von 1939 bis 1950 
um 18 Prozent. W ährend in 
Westdeutschland auf rund 100 
Einwohner eine Verkaufsstelle 
des Einzelhandels entfällt, so 
kommt in  der Zone erst auf 180 
Personen ein privater E inzel­
handelsbetrieb. W ährend der 
private Einzelhandel vor dem 
K r ie g  einen Umsatzanteil von 
etwa 86 Prozent hatte, w ird  er 
heute in der Zone auf allenfalls 
30 Prozen t geschätzt.



Frankenberg sucht Offiziere
Militärpolitische Kampagne der NDPD 

Seit Tagen erscheinen in  einem T e il der Ostpresse offensicht­
lich gesteuerte A rt ik e l m it m ilitärpolitischer Tendenz. Betrach­
tungen über die Schlagkräftigkeit der sowjetischen und de r ' 
XJS-XuiftWaffe lösen sich m it Zahlenvergleichen über die in  
Buropa einsatzbereiten Divisionen ab. D er H intergrund: Eine 
Gruppe aus SED- und N BPB-Funktionäreii bereitete auf 
höchster Ebene ein Zusammentreffen zwischen bei der W ieder­
bewaffnung der Bundesrepublik nicht benötigten O ffizieren 
und Generalstäblern der Ostzonenwehrmacht vor. Daß es sich 
be i den Eingeladenen aus dem W esten zum größten T e il um 
höhere SS-Offiziere und politisch nicht tragbare O ffiziere han­
delt, scheint d ie Kommunisten vorerst nicht zu stören. Zur Zeit 
finden vorbereitende Gespräche —  zum T e il auf öffentlichen 
Konferenzen und Offizierstagungen —  statt.
In itia tor is t der solcherart das Wörtchen „den Zielen der

bereits mehrfach in  Erscheinung 
getretene sowjetzonale M ilitä r­
kommentator E gbert von Fran­
kenberg. In  mehr als tausend 
persönlichen Schreiben an in 
der Bundesrepublik lebende 
O ffiziere hat Frankenberg ver­
sucht, eine „W iderstandsbewe­
gung gegen die westdeutsche 
Rem ilitarisierung“ auf die 
Beine zu bringen.

M ilitä r - „Fachleute“ sollen 
dann beweisen, daß die So­
w jetarm ee „v ie l besser bewaff­
net“  ist, daß eine westdeutsche 
Verteidigungsarm ee selbst im 
Rahmen der N A T O  keine Chan­
cen habe und anderes mehr. 
Unter dem mysteriösen Pseud­
onym „E in ehemals leitender 
deutscher Generalstabsoffizier“ 
g ib t Frankenberg „Korrespon-. 
denzblätter“  heraus, in  denen er 
diese Thesen durch zum T e il 
absurde Zahlenangaben zu be­
weisen sucht.

Ziel der von den Sowjets 
sorg fä ltig  überwachten Kam ­
pagne ist die. Schaffung eines 
neuen „Nationalkomitees Deut­
scher O ffiziere“  unter dem V or­
sitz des in  der Sowjetzone 
lebenden Stalingrad-Feldm ar- 
schalls Paulus. Das Kom itee 
spricht sich für eine „unabhän­
g ige, demokratische und den 
Zielen der Arbeiterbewegung 
dienende deutsche National­
armee“ aus, w obei in der nach 
W esten gerichteten Propaganda

Arbeiterbewegung dienend“ ent­
fä llt.

E in nationalbolschewistisches 
Sumpfblütchen, dem im  gee ig ­
neten Zeitpunkt das Schicksal 
eines hingerichteten Sowjetm ar­
sehall Tuchatschewski blüht, 
der solche Thesen 25 Jahre frü ­
her verfochten hat.

1000 Abitur-Kandidaten 
aus der Zone

Berlin (E igenbericht). Etwa 
4000 Schüler und Schülerinnen 
aus Ostberlin und aus der So­
w jetzone nehmen augenblicklich 
am Unterricht in  W estberliner 
Schulen teil. Davon stehen rund 
1000 im  13. Schuljahr der 
W estberliner Wissenschaitlichen 
Oberschule, nachdem sie in  ihrer 
engeren Heim at zw ö lf Schul­
jahre bis zum dortigen Abitur 
absolviert batten.

Diese Schüler holen, da das 
Ost-Abitur auf den Hochschulen 
der fre ien  W e lt  nicht anerkannt 
w ird , in W estberlin  das Abitur 
nach dem zusätzlichen 13. Schul­
jahr nach.

D ie W estberliner Schulver­
waltung rechnet Ende des Ost- 
Schuljahres im  Herbst nach den 
bisherigen Anmeldungen m it 
insgesamt etwa 2000 weiteren 
Schülern aus der Sowjetzone.

„Genosse Dostojewski44
Für ein nie begangenes V er­

brechen verbrachte Dostojewski 
qualvolle Jahre in Sibirien. 
A ber sein Begräbnis wurde zum 
nationalen Ereign is. Sogar der 
H o f bete ilig te sich.

Dann kamen die roten Zaren. 
Noch unter Len in  schätzte man 
die Schriften des „P ro letarier­
literaten“. A ber schon der „g ro ­
ße Sprachwissenschaftler und 
L iteraturforscher der Sow jet­
union“ —  Stalin nämlich — 
schien seine „Karam asoffs“  g e ­
nauer verstanden zu haben; er 
fand das alles „zu mystisch“ , 
also „ungeeignet fü r das russi­
sche V o lk“ , und seitdem lächelte 
man in  den Zirkeln der K o l- 
ehose-Poeten nur m itle id ig  über 
den „alten Patriarchen". Der 
Großinquisitor m it dem georg i­
schen Schnauzbart hatte den 
ehemaligen „Genossen Dosto­
jew sk i“  erneut in  die Verban­
nung geschickt.

KVP-Werbung bedroht Ernährung
Berlin  (Eigenmeldungh W ie 

aus dem Zonen-Ministerium des 
Innern verlantet, hat das M in i­
sterium fü r Land- und Forst­
w irtschaft gefordert, die W er­
bung fü r die Kasernierte Volks­
polizei (K V P ) in den Landkrei­

sen einzustellen. Begründet 
w ird  dies m it dem katastropha­
len Mangel an jugendlichen 
Landarbeitern, der die Versor­
gung der Bevölkerung in  der 
Zone „ernstlich gefährdet“ .

Nun rüstet man w ieder zum 
Staatsbegräbnis. Der Moskauer 
Rundfunk berichtet von Bestre­
bungen, den 75. Todestag des 
—  immerhin —  „beachtenswerten 
Schriftstellers“  im  nächsten Jahr 
festlich zu begehen. Nebst Aus­
stellung und Neuausgabe seiner 
W erke. F rag t sich, welche Deu­
tung man w ohl den Reden des 
Stare tz Sossima geben w ill?  
Oder dem Schuldbekenntnis des 
Raskolnikoff?

Getrost, Moskau w ird  alle 
Problem e lösen. Man macht in  
Tauwetter, die W etterfahne 
steht auf W est, und da erg re ift  
der politische Frühlingsw ind 
eben auch die Kultura-Bezirke. 
W em  sollte das nicht recht sein! 
A ber trau', schau, w em ! Der 
sibirische W in ter ist zäh. Und 
W etterfahnen sind launisch.

Im Zeichen der Einheit..
Berlin  (Eigenm eldung). So­

w jetzonale Behörden haben das 
M otorschiff „Christel“ , das m it 
Schrott auf dem W ege von Ber­
lin  nach Hamburg war, be­
schlagnahmt. Nach einer E rk lä­
rung der Kontrollorgane sei die 
Ladung zu 90 Prozen t falsch 
deklariert gewesen. D ie Zone 
hat seit M ai 72 500 D M  W est an 
Strafgebühren fü r Schiffstrans­
porte m it Schrott einkassiert.



Auftakt der Filmfestspiele
31  N atio n en  am  K u rfü rs te n d am m

Berlin (E igenbericht), D ie  V . Internationalen F ilm festspiele, 
die m it Fanfarenklang eröffnet worden sind, geben Berlin w ie­
der ein besonderes Gepräge. Bei der Eröffnungsfeier in  der 
Filmbühne W ien  auf dem Kurfürstendamin in  Anwesenheit der 
Bundesminister D r. Schröder, D r. v. Brentano und Kaiser sowie 
zahlreicher Ehrengäste aus dem In - und Ausland gab der R e ­
gierende Bürgerm eister P ro f. Suhr seiner Freude darüber Aus­
druck, daß 31 Nationen diese Festspiele bescbickten.

Vor den Festspielhäusern bot sich das gleiche B ild  w ie in 
den Vorjahren: flatternde Fahnen, Mauern von Menschen, 
Stars, überfüllte Vorgärten-Restaurants und über allem  der 
Lichterglanz der neuen Bogenlampen des Kurfürstendamms.
Bei der Übergabe der F ilm - Otto W ilhelm  F i s c h e r  

preise an die Darstellerinnen habe als bester Hauptdarsteller 
Änd Darsteller, Vertreter der

Freunde in der SBZ bitten 

w ir, den Fundort dieses Blattes schaulich gemacht.

in  „Lu dw ig  I I . “  nicht nur eine 
hervorragende psychologische 
Studie gegeben, sondern das 
Lebensgefühl einer Epoche an-

an das Postschließfach N r. 58 
nach Berlin  - Charlottenburg 9, 
m itzuteilen.

Produktion, Regisseure und 
Drehbuchautoren, die von den 
Zuschauern lebhaft ge feiert
wurden, gab Bundesminister Dr. 
Schröder bekannt, daß im  kom­
menden Rechnungsjahr mehr 
M ittel als bisher fü r die Förde­
rung künstlerisch und kulturell 
w ertvo ller F ilm e zur Verfügung 
stehen werden.

Die Bundesfilmpreise
Den Bundesfilmpreis 1954 er­

hielten diesmal die Schauspiele­
rin  Therese Giehse und der 
Schauspieler O. W . Fischer. A ls 
beste Darsteller von Nebenrol­
len wurden Marianne Koch und 
M artin H eld  ausgezeichnet.

Dazu: H erbert Reinecker als 
bester Drehbuchautor, A lfred  
Weidenmann als bester R eg is­
seur, Göran Strin'dberg als
bester Kameramann.

Bester deutscher Spielfilm 
wurde „Canaris“ .

In  den Begründungen heißt 
es: Das Drehbuch von Herbert 
R e i n e c k e r  fü r „C  a n a - 
r  i  s“  rage hervor durch seinen 
geschlossenenen dramatischen 
Aufbau und sehr gepflegten
D ialog. Der F ilm  „Canaris“
selbst greife ein Einzelschick­
sal auf und zeige eine unge­
wöhnlich künstlerische Geschlos­
senheit. D ie R eg ie  von A lfred  
W e i d e n m a n n  (in „Cana­
r is “) zeichne sich durch über­
legene Führung der Darsteller 
aus.

Therese G i e h s e  habe als 
beste Hauptdarstellerin in  „K in ­
der, M ütter und ein General“ 
schlicht, ergreifend und glaub­
w ürdig eine M utter dargestellt.

700 Jahre Königsberg
In. Berlin  und im  Bundesge­

b iet msrda am vergangenen 
Sonntag das 700jährige Beste­
hen der Stadt K ön igsberg ge fe i­
ert. 8000 der früheren 400 000 
Einwohner der ostpreußischen 
Hauptstadt leben heute m it 
weiteren 22 000 Ostpreußen in 
Berlin. A u f der Eröffnungsver­
anstaltung der 700-Jahr-Feier 
in  der F re ien  U niversität sprach
u. a. der letzte demokratisch g e ­
wählte Oberbürgermeister von 
Königsberg, Dr. Lohm eyer. Am 
Nachmittag fand eine Großver­
anstaltung in  der Ostpreußen­
halle am Funkturm statt.

Kir(Midie Tagungen
Der B at der Evangelischen 

K irche in  Deutschland, die Ost­
kirchenkonferenz und die K ir- 
chenkonferenz werden vom 6. bis
S. Juli in Berlin  unter dem 
Vorsitz von Bischof D. Dibelius 
tagen.

Stiller Hafen, leere Straßen
D as 7 0 0 jä h r ig e  K ö n ig sb e rg  h e u te

Von den historischen. Bauten 
K önigsbergs haben nur w enige 
den K rieg , vor allem die 
wochenlange Belagerung der 
Festung durch die Sow jets über* 
standen. Das Schloß, der Dom, 
die Universität und das Theater 
fielen bereits im  August 1944 
einem schweren Lu ftangriff zum 
Opfer. Das Kant-Grabmal vor 
dem Dom ist in den letzten 
Jahren von den Sowjets restau­
r iert worden. Das ehemalige 
Schauspielhaus wurde nach dem 
K r ie g  zu einem Großkino aus­
gebaut, während die Oper noch 
immer eine Ruine ist.

überhaupt gleicht die Innen­
stadt immer noch einer Ruinen­
landschaft. D ie Russen, die etwa 
40 000 Zivilisten in  Kön igsberg 
ansiedelten, wohnen hauptsäch­
lich in den noch zum T e il er­
haltenen Außenbezirken. Heute 
leben in Kön igsberg  nur noch 
zehn Deutsche, alle anderen 
wurden in den Nachkriegsjah- 
ren ausgewiesen, verschleppt 
oder starben in Arbeitslagern. 
120 000 Menschen waren bei der 
Kapitu lation am 9. A p ril 1945 
noch in Königsberg. Bei der 
letzten amtlichen Bevölkerungs­
zählung im  Jahre 1939 hatte 
K ön igsberg 380 000 Einwohner.

Der Kön igsberger Hafen, den 
früher im Jahr etwa 4000

Schiffe anliefen und der einen 
Güterumschlag von rund 3,7 M il­
lionen Tonnen hatte, lieg t heute 
still. D ie großen Getreidespei­
cher am Hafen stehen leer, nur 
F ischereifahrzeuge machen noch 
am K a i fest. D ie einst w eltbe­
kannte Schichau-Werft nimmt 
heute nur kleinere Reparaturen 
vor.

SSO, herhören!
Der kleine TA G  w ird  ver­

sandt und verte ilt ohne
Rücksicht auf d ie politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Em pfänger
sogar besonders beliebt,
denn sie haben es nötiger 
als andere, die W ahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird , kann den kleinen TAG  
also ruhig bei der Po lize i 
oder beim Bürgermeister­
amt oder bei seiner Dienst­
stelle abgeben. übrigens
w ird er auch dort gern 
gelesen.
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